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Begriffsbestimmungen 

§ 3. Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 1. „Insider-Information“ ist eine öffentlich nicht bekannte, genaue Information, die direkt oder indirekt 
einen oder mehrere Emittenten von Finanzinstrumenten oder ein oder mehrere Finanzinstrumente 
betrifft und die, wenn sie öffentlich bekannt würde, geeignet wäre, den Kurs dieser Finanzinstrumente 
oder den Kurs sich darauf beziehender derivativer Finanzinstrumente erheblich zu beeinflussen, weil sie 
ein verständiger Anleger wahrscheinlich als Teil der Grundlage seiner Anlageentscheidungen nutzen 
würde. Eine Information gilt dann als genau, wenn sie eine Reihe von bereits vorhandenen oder solchen 
Tatsachen und Ereignissen erfasst, bei denen man mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon ausgehen 
kann, dass sie in Zukunft eintreten werden, und darüber hinaus bestimmt genug ist, dass sie einen 
Schluss auf die mögliche Auswirkung dieser Tatsachen oder Ereignisse auf die Kurse von 
Finanzinstrumenten oder damit verbundenen derivativen Finanzinstrumenten zulässt. Für Personen, die 
mit der Ausführung von Aufträgen betreffend Finanzinstrumente beauftragt sind, bedeutet Insider-
Information auch eine genaue Information, die von einem Kunden mitgeteilt wurde und sich auf die 
noch nicht erledigten Aufträge des Kunden bezieht. 

 2. „Finanzinstrumente des Emittenten“ sind Aktien und aktienähnliche Wertpapiere, die vom Emittenten 
im Sinne des § 2 emittiert wurden, sowie die von solchen abgeleiteten Finanzinstrumente. 

 3. „Vertraulichkeitsbereiche“ sind sowohl ständige als auch vorübergehend (projektbezogen) eingerichtete 
Unternehmensbereiche, in denen Personen regelmäßig oder anlassbezogen Zugang zu Insider-
Informationen haben. Als ständige Vertraulichkeitsbereiche gelten insbesondere: 

Aufsichtsrat, Geschäftsleitung, Zentralbetriebsrat, die Gesamtheit der im Unternehmen des Emittenten 
gewählten Betriebsräte, sofern nicht ein Zentralbetriebsrat besteht, sowie die für Controlling, Finanzen, 
Rechnungswesen und Kommunikation zuständigen Unternehmensbereiche. 

 4. „Personen aus Vertraulichkeitsbereichen“ sind Personen, die in einem Dienstverhältnis zum Emittenten 
stehen und organisatorisch oder funktionell einem Vertraulichkeitsbereich zur Dienstverrichtung 
zugeordnet sind, sowie Mitglieder der Geschäftsleitung und des Aufsichtsrates. Als Personen aus 
Vertraulichkeitsbereichen gelten weiters sonst für den Emittenten tätige natürliche Personen, juristische 
Personen, Personenhandelsgesellschaften, Eingetragene Erwerbsgesellschaften und Europäische 
Wirtschaftliche Interessenvereinigungen, die regelmäßig oder anlassbezogen Zugang zu Insider-
Informationen haben. 


